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In seiner Thronrede zur Landtagseröffnung am 16. Januar 2020 mahnte S.D. der Erbprinz in einer  
zukunftsweisenden Ansprache die Landtagsabgeordneten und die Regierungsmitglieder trotz hoher  
Einnahmen zu einem sorgsamen Umgang mit den Staatsfinanzen. Besonders treffe dies in Wahlkampfzeiten 
zu. Nachfolgend die Rede im Wortlaut. 

In genau einer Woche geht das 
300-Jahr-Jubiläum zu Ende. In 
den letzten Monaten haben wir 
immer wieder mit Dankbarkeit 
auf die Entwicklung unseres 
Landes zurückgeblickt. Heute 
dürfen wir dies auch auf das 
vergangene Jahr tun. Auch 2019 
ist es uns gut gegangen und die 
Staatseinnahmen für dieses 
Jahr werden besonders hoch 
ausfallen.

In rund einem Jahr ist das Ende 
der Legislaturperiode und 
schon bald beginnt der Wahl-

kampf. Hohe Staatseinnahmen 
in Wahlkampfzeiten können 
zu unverantwortlichen Wahl-
geschenken verführen, die ein 
problematisches Ausweiten der 
Staatsausgaben verursachen. 

Staatsfinanzen stark von in-
ternationalen Entwicklungen 
abhängig 
Ich bitte Sie, in dieser Zeit nicht 
von unserer bewährten Haus-
haltsdisziplin abzurücken, 
auch weil unser Staatshaushalt 
wesentlich volatiler und stär-
ker von internationalen Fakto-

ren beeinflusst ist als jener der 
meisten anderen Staaten:

•	Durch die starke Exportori-
entierung unserer Industrie 
und die relative Grösse des 
Finanzplatzes sind wir ge-
genüber negativen Entwick-
lungen in den wichtigsten 
Zielmärkten besonders expo-
niert.

•	Der Anteil der Staatsein-
nahmen aus dem Finanz-
vermögen ist dank der Höhe 
unserer Staatsreserven ausge-

sprochen gross, damit jedoch 
auch die Abhängigkeit von 
den internationalen Börsen 
und sonstigen Märkten.

•	Unser vor weniger als zehn 
Jahren revidiertes Steuersys-
tem stellt bei der Unterneh-
mensbesteuerung stärker auf 
die Gewinne ab als das frühe-
re System. Diese Einnahmen 
sind innerhalb der Konjunk-
turzyklen daher heute grös-
seren Schwankungen unter-
worfen als früher.

Ermahnung zu sorgsamem  
Umgang mit Staatsfinanzen 

•	Die bedeutende Mehrwert-
steuer kann bei uns wegen 
Sondereffekten sowie unter-
schiedlichen Entwicklungen 
der liechtensteinischen und 
schweizerischen Wirtschaft 
ebenfalls erheblich schwan-
ken.

•	Die Stempelsteuer ist auf-
grund von Reformplänen in 
der Schweiz gefährdet.

•	Hinzu kommen Pläne der 
OECD für neue Regelungen 
der Besteuerung von interna-
tionalen Unternehmen, die 
zu weiteren Einbussen bei 
den Steuereinnahmen füh-
ren könnten.

Höheres Rentenalter 
Da das versicherungstechni-
sche Gutachten für die AHV 
zusätzlichen Finanzierungsbe-
darf festgestellt hat, könnte es 
ausserdem zu einer Erhöhung 
des Staatsbeitrages für die AHV 
kommen, obwohl dies meiner 
Ansicht nach kein sinnvoller 
Einsatz von Steuermitteln ist. 
Einerseits sind die Staatsbeiträ-
ge für die AHV mit einem erheb-
lichen Export an Steuermitteln 
verbunden und andererseits 
sollten wir vor allem die Aus-
wirkungen einer steigenden Le-
benserwartung primär durch 
längere Beitragszeiten bzw. 
ein höheres Pensionsalter und 
nicht durch mehr Steuern oder 
Lohnnebenkosten ausgleichen. 
Bei immer weiter zunehmen-
den Beitragserhöhungen verlie-
ren wir ansonsten längerfristig 
für die Versicherten die Gene-
rationengerechtigkeit und für 
die Unternehmen unsere Stand-
ortattraktivität.

Damit wir nicht alle paar 
Jahre – womöglich noch im 
Wahlkampf – mit erhebli-
chen politischen Aufwand Sa-
nierungspakete für die AHV 
schnüren müssen, sollten wir 
eine Regelung prüfen, wonach 
sich das Pensionseintrittsalter 
automatisch an die Lebenser-
wartung anpasst. Dadurch sind 
zwar noch nicht die Auswirkun-
gen des Geburtenrückgangs be-
rücksichtigt. Wegen des gros-
sen Anteils an Grenzgängern 

unter den AHV-Versicherten ist 
dieser Faktor für Liechtenstein 
im europäischen Vergleich aber 
eine kleinere Herausforderung, 
solange der Anteil der Grenz-
gänger die geburtenschwäche-
ren Jahrgänge weiterhin kom-
pensiert.

Verpflichtungen gegenüber 
den Grenzgängern 
Allerdings bauen sich in der 
AHV immer grössere Verpflich-
tungen gegenüber den Grenz-
gängern auf. Um finanzielle 
Schwierigkeiten bei einem wirt-
schaftlichen Abschwung mit 
einem Rückgang an Grenzgän-
gern zu vermeiden, erscheint es 
daher sinnvoll, jeweils eine aus-
reichende Kapitaldeckung für 
die AHV-Verpflichtungen auch 
gegenüber den Grenzgängern 
zu haben. Ansonsten kann die 
AHV einmal zu einer grossen 
finanziellen Belastung für die 
liechtensteinische Bevölkerung 
werden.

Einigung der Koalition auf Pa-
ket für Zukunftsinvestitionen 
Wie auch immer wir die Finan-
zierung der AHV lösen, wir soll-
ten weiterhin achtsam mit den 
Staatsausgaben umgehen und 
uns zusätzliche Investitionen 
sowie Erhöhungen der Staats-
ausgaben genau überlegen. Ich 
würde es daher sehr begrüssen, 
wenn die Koalitionspartner 
nach dem Investitionspaket 
im vergangenen Jahr sich in 
diesem Jahr auf ein weiteres 
Paket von Zukunftsinvestiti-
onen einigen könnten. Dazu 
wären neben Investitionen im 
Infrastrukturbereich für den 
Bereich der laufenden Staats-
ausgaben ein Kostendach und 
eine Priorisierung auf jene Aus-
gaben wünschenswert, die ho-
hen Mehrwert für die Zukunft 
und damit weitere Verbesserun-
gen für unser Staatswesen ver-
sprechen. Solche Ausgaben sehe 
ich insbesondere im Bildungs-
bereich, in einer nachhaltigen 
Pflegefinanzierung und in ei-
ner zusätzlichen Unterstützung 
für Eltern mit dem Ziel, die Be-
treuung ihrer Kinder im ersten 
Lebensjahr selbst wahrnehmen 
zu können.

Dort, wo wir in die Zukunft 
investieren, ohne laufende Kos-
ten zu erhöhen, könnte auch 
ein Einsatz von Staatsreserven 
geprüft werden. Dies halte ich 
vor allem bei grossen Investiti-
onen im Bereich der Verkehr-
sinfrastruktur und bei einem 
allfälligen Einkauf von Über-
gangsgenerationen in eine 
Pflegeversicherung für überle-
genswert, wenn dies zu System-
verbesserungen führt.

Reform des Finanzausgleichs
Die vom Landtag im vergange-
nen Jahr beschlossenen Erhö-
hungen der laufenden Ausga-
ben waren kaum mit hohem 
Mehrwert für die Zukunft 
verbunden und haben den 
Spielraum bereits reduziert. 
Zusätzlicher Spielraum bei den 
laufenden Ausgaben könnte 
jedoch eine Reform des Finan-
zausgleiches bringen. Da sich 
die Staatsaufgaben von Land 
und Gemeinden und die damit 
verbundenen Kosten in den letz-
ten Jahren sehr unterschiedlich 
entwickelt haben, spricht eini-
ges dafür, dass der Finanzaus-
gleich zulasten einiger sehr 
grosszügig ausgestatteter Ge-
meinden bzw. zugunsten des 
Landes sowie finanzschwacher 
Gemeinden überarbeitet wird.

Eine Reform des Finanzausglei-
ches ist im letzten Jahr nicht 
zuletzt deswegen gescheitert, 
weil eine Zweckbindung der 
zusätzlichen Einnahmen auf 
Landesseite verlangt wurde. 
Ich bedaure dies, auch weil ich 
Zweckbindungen von Staatsein-
nahmen generell für problema-
tisch erachte. Zweckbindungen 
sind mit unnötigem bürokra-
tischem Aufwand verbunden, 
führen mit der Zeit entweder 
zu einer Unter- oder einer Über-
finanzierung und schränken 
damit den Handlungsspielraum 
des Staates ein. Anstatt neue 
Zweckbindungen einzuführen, 
sollten wir daher noch vorhan-
dene Zweckbindungen beseiti-
gen.

Die Politik benötigt ausserdem 
keine Zweckbindung, um ei-
nen vernünftigen Einsatz jener 
zusätzlichen Steuermittel auf 

Landesseite sicherzustellen, die 
eine Reform des Finanzausglei-
ches bringen würde. Dies kann 
auch dadurch erreicht werden, 
dass eine Reform des Finanz-
ausgleiches mit dem zuvor skiz-
zierten, weiteren Paket von Zu-
kunftsinvestitionen verbunden 
und für jene Ausgaben verwen-
det wird, die als prioritär iden-
tifiziert wurden.

Mehr Frauen in den Landtag
In diesem letzten Jahr der Le-
gislaturperiode werden die 
Parteien auch wieder Kandida-
tinnen und Kandidaten für die 
Landtagswahl suchen. Ein Man-
gel in der Zusammensetzung 
unseres Landtags ist die stark 
ausgeprägte Untervertretung 
der Frauen. Die Gemeindewah-
len haben gezeigt, dass grosse 
Fortschritte möglich sind. Mit 
Ihren Erfahrungen in Land-
tag und Regierung können Sie 
vielleicht am besten möglichst 
viele Frauen ermutigen, sich als 
Kandidatinnen zur Verfügung 
zu stellen.

Aber es fehlt oft nicht nur an 
der Bereitschaft qualifizierter 
Frauen, ein Amt in der Politik 
anzunehmen, sondern auch 
bei den Männern wird es zu-
nehmend schwieriger. Hohes 
berufliches Engagement und 
die heutzutage stärkere Einbin-
dung des Mannes in die Kinder-
erziehung verringern die für 
ein politisches Amt verfügba-
re Zeit. Demotivierend wirken 
zudem ein harscher Umgangs-
ton und persönliche Herab-
würdigungen, insbesondere in 
den Sozialen Netzwerken. Wir 
sind eine kleine Gemeinschaft 
und müssen besonders darauf 
achten, dass wir die politische 
Auseinandersetzung als einen 
Wettbewerb um die besseren 
Ideen verstehen und Argumen-
te sachlich austauschen. Eine 
gewisse Emotionalität ist mit 
politischen Auseinanderset-
zungen immer verbunden, aber 
Hass ist fehl am Platz. Auch in 
dieser Hinsicht können Sie mit 
Ihrem Vorbild Kandidaturen 
für Landtag und Regierung er-
leichtern.
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